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Gaspreise

Ölpreisbindung und Marktmacht

Bei jeder Gaspreiserhöhung, die von den Versorgern 
mit Hinweis auf die gestiegenen Rohölpreise gerecht
fertigt wird, kommt es in der Öffentlichkeit zur Diskus
sion um die Ausnutzung von Marktmacht. Dabei ist die 
Ölpreisbindung zum einen nicht so unangemessen, 
wie sie erscheint, und zum anderen auch nicht der alles 
entscheidende Grund für steigende Preise. Deutsch
land importiert Erdgas überwiegend über Pipelines, 
deren Bau hohe Fixkosten verursacht und somit Im
porteure und Produzenten in die Situation eines bila
teralen Monopols versetzt. Deshalb ist es schon vor 
dem Bau notwendig, die Entwicklung der Erdgasprei
se langfristig festzulegen. Die Wahl der Ölpreisbindung 
hatte mehrere Gründe: Beim Bau der ersten Leitungen 
war nicht klar, ob sich Erdgas gegenüber Öl überhaupt 
durchsetzen konnte. Daher wählte man die Ölpreisbin
dung, mit der die Konsumenten auch vor der Markt
macht der wenigen Erdgasproduzenten geschützt 
werden sollten. Aufgrund der langen Laufzeiten gelten 
diese Verträge bis heute. Neue Verträge wurden dann 
in Analogie zu bestehenden geschlossen. Dies gilt so
wohl für Preissteigerungen, wie sie gerade zu beob
achten sind, als auch für Preissenkungen. Grundsätz
lich ist diese Koppelung sinnvoll, solange es keinen 
eigenen Spotmarkt für Erdgas gibt.

Die häufi g in der Öffentlichkeit geäußerte Behauptung, 
dass mit einer Aufhebung der Ölpreisbindung die Gas
preise drastisch sinken würden, ist somit einseitig und 
auch unwahrscheinlich: Einseitig, weil eine Preisbin
dung grundsätzlich notwendig war, um überhaupt eine 
Gasversorgung einzurichten. Diese basiert auf lang
fristigen Verträgen, die zu Zeiten hoher wie niedriger 
Preise gelten. Unwahrscheinlich ist eine Preissenkung, 
weil die globale Nachfrage nach Gas momentan sehr 
hoch ist und dies auf absehbare Zeit wahrscheinlich 
auch so bleiben wird. Zudem sind Gas und Öl als Pri
märenergieträger zu einem bestimmten Grad Substi
tute. Schon deshalb ist unabhängig von der vertragli
chen Ausgestaltung eine Preisanpassung zu erwarten.

Allerdings deutet einiges darauf hin, dass die Ölpreis
bindung ohnehin bald weniger Gewicht haben wird. 
Bislang war die Erreichbarkeit der Märkte durch die 
von den Pipelines bestimmte wirtschaftliche Reichwei
te beschränkt, die maximal 4500 km beträgt. In den 
letzten Jahren sind jedoch die Verfl üssigung und der 
Transport mittels Erdgastankern als LNG (Liquefi ed 
Natural Gas) wirtschaftlich konkurrenzfähig geworden. 

Damit könnte sich die bisherige regionale Struktur zu 
einem globalen Erdgasmarkt wandeln, was zu mehr 
Wettbewerb und damit zu geringeren Preisen führen 
würde. Insgesamt ist die Ölpreisbindung kein geeigne
ter Ansatzpunkt für staatliche Regulierung zugunsten 
niedriger Preise. Diese sollte sich allein mit dem diskri
minierungsfreien Zugang der Netze befassen und da
rüber hinaus entsprechende Anreize für Investitionen 
setzen.
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VWGesetz

Ungerechtfertigte Privilegien

Ende Mai hatte das Bundeskabinett einen Entwurf 
zum VWGesetz beschlossen, in dem die vor dem Eu
ropäischen Gerichtshof gescheiterten Bestimmungen 
aufgehoben wurden. Damit entfallen die Beschrän
kung der Stimmrechte auf höchstens ein Fünftel und 
die Rechte der Entsendung von Vertretern in den Auf
sichtsrat durch den Bund und das Land Niedersach
sen. Dennoch hält der Kabinettsbeschluss an einem 
besonderen Mehrheitserfordernis fest und verlangt für 
wichtige Hauptversammlungsbeschlüsse anstelle ei
ner 75%igen eine 80%ige Mehrheit der Anteilseigner. 
Der Gesetzentwurf ist in Brüssel nicht auf Gegenlie
be gestoßen. Die EUKommission hält ihn für europa
rechtswidrig und hat bereits Anfang Juni ein Vertrags
verletzungsverfahren eingeleitet.

Das schnelle Handeln der Brüsseler Kommission zeigt 
den Symbolcharakter des VWGesetzes. Es steht für 
vermeintlich ungerechtfertigte Eingriffe des National
staats in den freien Kapitalverkehr und damit für die 
Nutzung staatlicher Macht zu Lasten privater Eigentü
mer. Zu Recht kann die besondere historische Situati
on bei der Verabschiedung des VWGesetzes im Jahr 
1959 keine Begründung für ein staatliches Eingreifen 
noch ein halbes Jahrhundert später sein. Unüberseh
bar hat aber auch das Land Niedersachsen ein beson
deres Interesse am Wohlergehen von Volkswagen. An 
VW hängen nicht nur Wählerstimmen, auch die Wirt
schaftlichkeit von Infrastrukturinvestitionen in dem 
strukturschwachen Land hängt stark von ihrer Nutzung 
durch VW ab. Einfl uss auf Entscheidungen bei diesem 
für die Region wichtigen Konzern nehmen zu wollen, 
kann man Niedersachsen daher nicht verdenken. 

Fraglich ist aber, ob man das Land durch ein Bundes
gesetz so offensichtlich gesetzlich privilegieren darf. 
Für andere Unternehmen gilt das allgemeine Aktien
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recht, das auch Sperrminoritäten vorsieht, allerdings 
von 25% und nicht von 20% wie im neuen VW-Gesetz. 
Hier erscheint es, als ob man Niedersachsen seine 
Mitspracherechte zu einem niedrigen Preis verschaf-
fen wolle. Schließlich kann das Land durchaus weitere 
Anteile an VW erwerben und seine Beteiligung auf die 
allgemein erforderlichen 25% aufstocken. Daran wird 
man lediglich durch leere Kassen gehindert, und so 
bekommt man ein Gesetz. 

Der Hautgout einer solchen Lösung ist offensichtlich. 
Behindert diese Regelung aber auch den freien Ka-
pitalverkehr? Das darf zu Recht bezweifelt werden. 
Denn entweder lässt sich ein Investor grundsätzlich 
von Sperrminoritäten beeindrucken – dann ist es un-
erheblich, ob sie bei 20, 25 oder 30% der Stimmrech-
te liegen – oder er weiß im Voraus, dass wirtschaftlich 
richtige Entscheidungen auch gegen eine Sperrmino-
rität getroffen werden können. Sperrminoritäten sind 
unkritisch, aber ordnungspolitisch hat der Bundes-
gesetzgeber mit der Privilegierung eines Landes, das 
sich nur eine weitere Beteiligung ersparen will, sicher-
lich falsch gehandelt.
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Vorratsdatenspeicherung

Weg in den Überwachungsstaat?

Als Mitte der sechziger Jahre in den USA zum ersten 
Mal die Frage diskutiert wurde, wie viele Daten über 
die Bürgerinnen und Bürger vom Staat gespeichert 
werden dürften, war das Ergebnis bahnbrechend für 
die Entwicklung der Informationsgesellschaft: Der 
amerikanische Kongress lehnte den Plan der Regie-
rung ab, eine Datenbank aufzubauen, in der Daten der 
gesamten Bevölkerung gespeichert werden sollten. 
Dies sei ein Verstoß gegen den Verfassungsgrundsatz 
des „Right to be alone“, also vom Staat in Ruhe ge-
lassen zu werden, sowie des „Right to Privacy“, des 
Rechts auf die Privatsphäre. Der Kongress beschloss 
dabei, dass ein Gesetz geschaffen werden sollte, das 
die Rechte der Stellen, die personenbezogene Daten 
verarbeiten, begrenzt. Der „Privacy Act“ von 1974 
setzte dies um. Ein wesentliches Element war dabei 
der Erforderlichkeitsgrundsatz: Nur solche Daten sol-

len gesammelt und gespeichert werden dürfen, die für 
die jeweilige Aufgabe erkennbar notwendig sind. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem legendären 
Volkszählungsurteil daraus das Verbot der Speiche-
rung von Daten auf Vorrat abgeleitet.

Die deutsche Gesetzgebung hat in den vergange-
nen Jahren, vor allem begründet mit der Gefahr terro-
ristischer Angriffe nach dem 11. September 2001, von 
diesem Grundsatz zunehmend Abstand genommen. 
Die Steuerverwaltung erhebt seither Daten aller Kon-
toinhaber, biometrische Daten wie die Fingerabdrücke 
werden von Pass- und künftig auch (freiwillig?) von 
Personalausweisinhabern erhoben, Videokameras 
werden ohne konkreten Anlass installiert. Die Vorrats-
datenspeicherung von Telekommunikationsdaten stellt 
den vorläufi gen Höhepunkt der Entwicklung dar: Auch 
wenn die Speicherung der Verkehrsdaten einschließ-
lich der Daten über den Aufenthaltsort der Teilnehmer 
für die Abwicklung der Dienste gar nicht erforderlich 
ist, müssen diese Daten ein halbes Jahr für Zwecke 
der Sicherheitsbehörden vorgehalten werden. Ein ele-
mentarer Grundsatz des Datenschutzes wurde damit 
aufgegeben. In der sich immer mehr entwickelnden 
Informationsgesellschaft, in der die Telekommunika-
tion zu einem unabdingbaren Bestandteil nicht nur 
des öffentlichen, sondern auch des privaten Lebens 
geworden ist, stellt dies einen Bruch mit den bislang 
anerkannten Verfassungsgrundsätzen dar.

Zwar folgte der deutsche Gesetzgeber damit – im 
Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten zurückhaltend – 
der Vorgabe einer europäischen Richtlinie. Gleichwohl 
ist fraglich, ob diese Bestand haben wird. Zurückhal-
tendere Lösungen wie etwa das Prinzip des „freeze 
and thaw“, des „Einfrierens“ und gegebenenfalls „Auf-
tauens“ von Daten würden den Sicherheitsinteressen 
ebenfalls gerecht und den fl ächendeckenden Eingriff 
in das Telekommunikationsgeheimnis vermeiden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in einer vorläufi -
gen Entscheidung bereits warnend sein Wort erhoben 
und die Speicherung der Daten zwar erlaubt, deren 
Verwertung aber nur unter einschränkenden Bedin-
gungen gestattet. Das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung gebietet es, der Vorratsdatenspei-
cherung darüber hinaus Grenzen zu setzen.
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